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Historisches und Grundsätzliches zur Wirtschaftseinigung 
Von Ot to von Zwiedineck-Südenhorst 

E s ist zeitweise von erheblichem praktischen 
Nutzen, sich darauf zu besinnen, wie manches ge­
worden ist, aber auch wie manches nicht zustande 
kam, was gewollt war . Die Geschichte bleibt immer 
noch unsere Lehrmeister in. Aus , ihr können wi r 
auch für unsere heute in der Wir tschaf t zu lösen­
den Aufgaben manches lernen. 

Die Eingl iederung der österreichischen Wir t ­
schaft in die größere deutsche Volkswirtschaft ist 
nicht ers t mit der politischen Einfügung des in Ver­
sailles geschaffenen Torsos Deutschösterreich in das 
dr i t te Reich ein wirtschaftspolitisches Aufgaben­
gebiet geworden. Gedanklich ha t dieses Problem 
wirklich politische und wirtschaftspolitische Köpfe 
schon seit dem Bestehen des deutschen Zollvereines 
erns t beschäftigt. Die Gründung dieses Zollvereins 
mit seinem Inkraft t reten zum i . J anuar 1834 ist, 
wie sein über ein halbes Menschenalter sich hin­
ziehendes Zustandekommen, ein Stück von dem 
nationalen Einigungsprozeß unseres Volkes, sie war 
die erste E tappe in diesem Prozeß, der in der 
nächsten Etappe zur Ents tehung des zweiten, des 
Bismarck-Reiches führte. Wie dieses waren auch 
die Gründung u n d der Ausbau des Zollvereines eine 
Angelegenheit innerhalb der später das klein­
deutsche Reich bildenden Staaten. Aber schon in der 
Zollvereins-Epoche wurde die Einbeziehung Öster­
reichs in die Zollverein igung der deutschen Lände r 
zu einem Problem von höchster Aktual i tä t . 

Als vor jetzt mehr als dreiviertel Jahrhunder t 
(Juni 1852) Bismarck von seinem Kön ig in 
„mission ex t rao rd ina i re" nach Wien gesandt wurde, 
um dor t mitzuteilen, daß, sobald der Zollverein neu 
errichtet — er befand sich damals wegen der Stel­
lung zu Österreich in einer ernsten Kr i se — und 
sein Gebiet abgegrenzt s e i n w e r d e , Preußens 
Sorge alsbald darauf gerichtet sein solle, mit Öster­
reich in Verhandlungen zu treten, daß man aber zu­
nächst mehr als einem Handelsver t rage nicht zu­
stimmen könne : damals erkannte der Österreichische 
Minister Graf Buol die Pol i t ik P reußens und drückte 
sie mit voller Klarhei t in der Antwor t dahin aus, 
daß Österreich nicht e twa bloß Forderungen stelle, 
sondern große Vortei le biete und zu wirtschaftlichen 
Opfern bereit sei. 

Österreichs Wunsch nach Einbeziehung in die 
Zollunion der deutschen Staaten scheiterte; nach 

schwierigen Verhandlungen kam es endlich, dank 
dem Bemühen des klugen Rheinländers, des Mini­
sters B r u c k , zu dem Ver t rage vom F e b r u a r 1853, 
mit dem zwei Dri t te l der von Österreich vorgeschla­
genen Tar i fsä tze angenommen wurden, auch Zoll­
befreiungen eintraten, aber auch schon einige Zoll­
verwal tungsmaßnahmen getroffen wurden, die über 
den Rahmen eines einfachen •. Handels tar i fver t rages 
hinausgingen, insbesondere über Verbrauchssteuern, 
Währungs - und Gewerbefragen, Zusammenlegung 
von Zollämtern u. dgl. Der auf zehn Jah re geplante 
Ver t r ag sollte nach sechs Jahren schon überprüft 
werden. Ver t re ter der Ver t rags S t a a t e n sollten zu­
sammentreten, um über die Zolleinigung oder über 
weitgehende Verkehrserleichterungen und möglichste 
Annäherung und Gleichstellung der beiderseitigen 
Zolltarife zu verhandeln, falls die Zolleinigung nicht 
zustande käme. Als Österreich schon nach zwei 
Jahren eine Konferenz anregte, um dem seitens ge­
wisser Kreise nie aus dem Auge gelassenen Ziel 
näherzukommen, t ra t allerdings nicht bloß von 
Berlin aus, sondern innerhalb Österreichs selbst 
eine Gegnerschaft in Erscheinung, namentlich die 
Handels - und Gewerbekammern der industriell fort­
geschrit tenen Bezirke (Wien, P r a g ) waren unter den 
Gegnern. Da w a r es der weiterblickende Finanz­
minister Bruck, der sich gegen die Inlandsoppo­
sition i n einer sehr sachkundigen, berühmt gewor­
denen Denkschrift mi t einigen ernsten Vorwürfen 
gegen die Indolenz der Industr ie Österreichs ganz 
k l a r für eine. weitere Angleichung, sogar für ein 
völliges Preisgeben der Zwischenzollgrenze gegen 
den Zollverein aussprach: ,es könne sich nur darum 
handeln, daß der gemeinsame Außenzolltarif ge­
nügend Schutz biete. Die Unterlegenheit der großen 
Menge von Fabrikat ionszweigen gab man ohne 
weiteres zu, betonte aber, daß man in Österreich 
eben mi t zu hohen Unternehmergewinnen und zu 
hohen Kapi ta ler t rägen arbeiten wolle und, dar in 
verwöhnt, sich zu wenig umtue, um neue Absatz­
wege u n d Markte . 

Dem auf die Zolleinigung mit Deutschland ge­
richteten Wollen Brucks, dieses ausgezeichneten 
Volkswirtes des alten Österreichs, der sich damals 
schon mi t W o r t und T a t dafür einsetzte, daß die 
Lände r an der unteren Donau wirtschaftlich in die 
österreichisch-deutsche Einflußsphäre fallen sollten, 



diesem Wollen blieb der Erfolg versagt . Zwar blieb 
das Sturmlaufen der höheren Schutz fordernden In­
dustr ie Österreichs wirkungslos, aber zur Zoll­
einigung kam es nicht. Die großdeutsch veranker­
ten wirtschaftlichen Argumente für die Eingl iede­
rung in den Zollverein unterlagen den politischen 
Motiven und unter diesen blieben die des Stärkeren 
siegreich, die zur endgültigen Auseinandersetzung 
zwischen dem habsburgischen Österreich und dem 
hohenzollerischen Preußen hindrängten. Auch in 
Deutschland unterlagen jene Wirtschaftskreise, die 
sich aus der Zollunion mit Österreich Vortei le er­
war ten konnten. 

Es Hegt nahe, daß alle jene Hemmungen, die 
vor dreiviertel Jahrhunder t eben doch auch von der 
Wirtschaftssei te in Österreich gegen die Zoll­
einigung und selbst nur gegen einen weiteren Abbau 
der Zollmauern zur Geltung kamen, auch nach der 
Auflösung des Habsburger Reiches wirksam ge­
blieben sein können. U n d so ist es in der Ta t . N u r 
ist dies keineswegs so zu verstehen, als ob die sach­
lichen Voraussetzungen damals die gleichen gewesen 
wären wie in dem Nachkriegsösterreich. Der A b ­
stand in dem Grad der wirtschaftlichen, insbeson­
dere industriellen Entfa l tung einerseits in der deut­
schen Nachkriegswirtschaft , anderersei ts in der­
jenigen des deutschen Restösterreich wa r nicht 
mehr so groß wie der zwischen der Volkswirtschaft 
des Zollvereines und der der alten österreichisch­
ungarischen Monarchie, die ja überdies in den fünf­
ziger Jahren einheitlich zentralistisch regiert wurde, 
als Wirtschaftsgebiet also auch das ganz agrar ische 
Galizien, den Getreideboden Böhmens und insbeson­
dere ganz U n g a r n mit Kroat ien und Slawonien um­
faßte und damit im Hinbl ick auf den großen land­
wirtschaftlichen Sektor als ausgesprochenes Agra r -
gebiet gelten mußte. Die damit gegebene weit­
gehende Selbstgenügsamkeit , mit anderen Wor ten 
der geringe Einfuhrbedarf der Monarchie, war das 
hauptsächlichste wirtschaftliche Argument , mit dem 
Bismarck die Angliederung Österre ich-Ungarns an 
den Zollverein bekämpfte. U n d damit war auf lange 
Zeit die entscheidendste Gelegenheit für die Voll­
endung der Zolleinigung des deutschen Volkes ver­
säumt, denn mit den dann folgenden unglücklichen 
Kriegen der Monarchie wurde der größte Teil der 
Kapitalbi ldungskraft für den Kriegsschuldendienst 
gebunden und ging für die Intensivierung der W i r t ­
schaft verloren, die für eine bessere Wettbewerbs­
fähigkeit notwendig gewesen wäre . 

Da wir heute an die historische Notwendigkeit 
des Unterganges der Habsburger als Voraussetzung 
für die nationale Ein igung des deutschen Volkes 

glauben, so müssen wir feststellen: es ist alles 
gekommen wie es kommen mußte. Aber von der 
höheren W a r t e der Nachgeborenen läßt sich wohä 
nicht leugnen, daß S c h ä f f 1 e recht behalten hat , 
wenn er auf jene Ereignisse zurückblickend • in 
seinen Lebenserinnerungen sagte: Die E in igung wa r 
ein deutsches Interesse allerersten Ranges . 

Als dieses Wor t eines reichsdeutschen P r o ­
fessors und ehemaligen österreichischen Minis ters 
fiel (1905), war freilich das Vers tändnis für den 
E r n s t dieser Erkenntnis im Bereiche des Bis­
marckischen Reiches schon sehr bedauerlich wenig 
lebendig. Nicht die Schuld der Deutschen in der 
Habsburgischen Monarchie war es, daß es so gekom­
men war. E s ist geboten, daran zu erinnern, daß 1866 
Mori tz von K a i s e r f e l d , wohl der geistreichste 
und weitblickendste Staatsmann jener Zeit, der En t ­
schlossenheit der Deutschen in Österreich mit den 
Wor ten Ausdruck g a b : „Es war bis jetzt ein 
Fehler der Deutschen in Österreich, daß sie sich 
nur als Österreicher und nicht als Deutsche fühlten. 
Die Pol i t ik des Grafen Beleredi hat uns auch von 

diesem Fehler befreit diese Wand lung ha t den 
Vorteil , daß wir den W e r t erkennen gelernt haben, 
der dar in liegt, einer großen Nat ion anzugehören. 
W i r werden daher niemals auf das Band verzichten, 
das uns und die Länder , die wir bewohnen, an 
Deutschland knüpft. W ü r d e unsere Stellung in 
Österreich unerträglich gemacht, von dor ther müßte 
uns Er lösung kommen!" U n d es ist zeitgemäß, auch 
da ran zu erinnern, daß das Nationalgefühl inner­
halb des Österreichischen Deutschtums zuerst untei-
führenden Köpfen in der Geisteswelt zur T a t 
drängte , indem - in, Steiermark unter Füh rung des 
Rechtslehrers Emil S t r o h a 1, des His tor ikers 
Hans . v. Z w i e d i n e c k und des Staatsbeamten 
Ignaz .Graf A t t e r a s das Ausseer P r o g r a m m der 
Deutschnationalen aufgestellt wurde (1867), das 
15 J ah re später die Grundlage des Linzer P r ö -
grammes (Schönerer-Partei) geworden ist, das 
wieder die politischen Ziele des österreichischen 
nationalen Radikal ismus formulierte. 

Über die Problemat ik eines wirtschaftlichen 
Zusammenschlusses mit Deutschland brauchte man 
sich freilich keine Gedanken zu machen, nachdem 
Königgrä tz-Olmütz und bald darauf Sedan und die 
Kaiserproklamation von Versailles die politischen 
Voraussetzungen dafür geschaffen hat ten, daß die 
Deutschen in Österreich die Erkenntnis gewinnen 
mußten : Vorers t ist es unser Schicksal, im H a b s ­
burger Reich Schildwache zu stehen bis zu dem 
Morgen, an dem das W o r t des Erzherzogs Johann 
nicht mehr bloß Idee, sondern Wirklichkeit werden 
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AYÜrde; • "der' da\'.1846 gesagt hatte:. • „ . . . . W i r be­
trächten u n s ' a l s •ein Ganzes u n d ' d a s müssen wir 
festhalten. Mögen wi r h ie r ' an 4 e r Östlichen oder dort 
a n ; d e r westlichen Grenze Deutschlands sein, wir 
sind' e i : n Körper , e i n Sinn, e i n H e r z , e i n 
Volk;. r... U n d 'd ieses Volk muß unzertrennlich 
bleiben." . . . 

r Der -Wi l l e zur wirtschaftlichen •Annäherung an 
Deutschland is t auch in den folgenden J a h r z e h n t e n 
seitens der Deutschen in Österreich immer, nament­
lich bei'. Handels V e r t r a g s Verhandlungen der Mon­
archie • mi t . dem Reich zur Geltung gekommen. Daß 
"so" wenig erreicht wurde, war vielfach auch auf das 
Konto der • reichsdeutschen Wirtschaftspoli t ik und 
der größeren politischen Macht auf dieser Seite zu 
schreiben. D ie -P rob lema t ik einer wirklichen E in i ­
gung ' i s t freilich erst nach dem Zusammenbruch 'des 
Häbsburgerre iches aktuell geworden. Nachdem von 
dem ' ungefügen • vielgliedrigen Staat der Donau­
monarchie nichts mehr-übr ig geblieben war als jenes 
kleine-Deutschösterreich, das allein weder zu leben 
•noch'zu- sterben vermochte, drängte die Entwick-
•luhg' sowohl von der allgemeinen politischen w i e v o n 
der wirtschaftlichen Seite her auf das entschiedenste 
in" die Richtung- einer baldigen Verschmelzung mit 
dem großdeutschen Mutter lande. Der allgemeine 
- W i r t s c h a f t s Z u s a m m e n b r u c h ' im J a h r e 1931 Heß den 
P lan 'e iner Zollunion zwischen dem.Reich und Öster­
reich reifen; nun waren es nicht mehr Widers tände 
von. innen,, sondern der machtpolitische Druck der 
-Gegner'von außen, der diesen P l a n einer wirtschaft­
lichen Eingl iederung zu Fal l , brachte. Tragisch ist 
es dann gewesen, t daß einige Jahre später die 
-äußeren Feinde des großdeutschen Gedankens eine 
Unte rs tü tzung in Österreich selbst fanden. Jene 
Kre i se des früheren österreichischen Systems, welche 
die Selbständigkei t des kleinen Restösterreich wider 
•alle N a t u r verewigen-woll ten, hat ten j a . n i c h t nur 
den Begriff eines „österreichischen Menschen" i m 
Gegensatz zum Deutschen und einer „österreichi­
schen K u l t u r " im Gegensatz zur deutschen Kul tu r 
erfunden und propagiert . Sie hatten auch ihr Mög­
lichstes ..getan, um die .natürl ichen Wirtschaf ts­
beziehungen zwischen dem Reich und Österreich zu 
lockern ..und zu erschweren... Der Umbruch im M ä r z 
1 9 3 8 . ha t d iesen. unnatürlichen Bestrebungen ein 

:plötzHehes Ende bereitet. Es waren nicht, wir t -
•s'Chaft.s"politische Erwägungen , die ihn herbeiführten; 
•er.-vvar getragen von einem starken völkischen und 
politischen Glauben und Willen und gerichtet, auf 
„•eirif politisches Ziel: . Größdeutschland. Die wir t -
Lscliäftspqlitische Eingl iederung' der Os tmark in das 
•Reich ist .hur.;.die notwendige. Folge der vollkom­

menen Verschmelzung gewesen. Die Dynamik- der 
politischen" Ereignisse ha t auch" die Wir tschaf ts­
politik mit sich fortgerissen und alle früheren klein­
lichen Bedenken und Widers tände weggefegt. So 
hat sich. schließlich die wirtschaftliche Vereinigung 
u n t e r ' g a n z anderen Umständen .vollzogen, als sie 
von den meisten derer ' für.möglich gehalten wunde, 
die i n . d e r Vor- und Nachkriegszeit sorgfältig alle 
F ü r und Wider des Wirtschaftszusammenschlusses 
erwogen und erörter t haben. Diese wirtschaftlichen 
Vorteile und Nachteile, sozusagen die' P lus - und 
Minüsposten der „Anschlußrechnüng" sind in der 
Nachkriegszeit bis 1931 reichlich erör ter t worden 
und das Ergebnis war keineswegs auf eine einfache 
Formel zu bringen. Es ist heute auf die Einzelheiten 
jener Überlegungen n icht ,mehr einzugehen, .die Zu­
sammenhänge und Tatsachen, die wi r als politische 
Fundamente der Wirtschaftsgestal tung zu erfassen 
haben, sind ja völlig andere geworden. Immerhin ist 
es nicht ohne Tragwei te für. die heutige Wirtschafts­
führung, nicht weniger aber, auch für alle jene, die 
sich in den Dienst derselben zu stellen bereit sind, 
daß zwar gewisse Probleme als" restlos erledigt 
gelten können • und müssen, ' . daß . aber allerdings 
manche; Probleme noch nicht gelöst sind, weil sie 
innerhalb der seit dem Anschluß verflossenen Zeit 
nicht gelöst werden konnten. Es bedarf keiner Ver­
sicherung, daß in * der K l ä r u n g dieser Problemat ik 
eine Hauptaufgabe des Wiener Inst i tutes für W i r t ­
schaftsforschung-zu erkennen' war und ist; 

Weder an eine Aufzahlung' 'dieser Probleme 
noch an eine E rö r t e rung von Einzelhei ten 'derselben 
kann hier gedacht werden. Aber es soll die Auf­
merksamkeit darauf' gelenkt werden, daß eines der 
gelösten Probleme, das fast drei Menscheri'alter hin­
durch, also keineswegs erst in der Nachkriegszeit , 
als Hemmungsfaktor gegen soviel guten und besten 
Willen wirksam geworden war, • das der Außen­
handelspolit ik i s t . 'Und ' wirklich nicht etwa nur für 
die Annäherung Österreichs an den deutschen Zoll­
verein,' sondern ebenso in der 'Nachkriegszeit für die 
F r a g e des wirtschaftlichen Anschlusses sah man das 
Damoklesschwert ' der Zahlungsbilanz .über dem 
Schicksal der Währung . ' Die Schaffung der Wäh­
rungseinheit hat das Interesse an. einer aktiven 
Bilanz der ostmärkischen Wirtschaft oder an der 
Ausgleichung einer passiven Bilanz getilgt. Damit 
soll nicht gesagt sein, daß:nicht auch heute noch die 
•Zahl gewissenhafter Osthiärker .groß' genug ist, die 
den Gedanken unerträglich .finden, daß Österreich 
I i s ein „parasitäres Element innerhalb der großen 
deutschen. Volkswirtschaft aufgefaßt werden könnte, 
und daß, wie es früher, die immer -noch zu zahl-



reichen 1 Bierbankpoütikef gern formulierten, das 
Reich keine Veranlassung habe, sich mi t einem so 
armseligen Bankerottem: zu belasten, wie es das 
wirtschaftlich und politisch lebensunfähige Rest -
Österreich sei.- Gestützt- auf eingehende Studien 
konnte ich. vor. zwölf Jahren berichten, daß. sowohl 
politisch als auch wirtschaftlich eine sehr .best immte 
St immung wahrzunehmen ist, der etwa die folgende 
Formel entsprechen dürf te : wir österreichische 
Deutsche erhoffen mit allen Fasern unseres Herzens 
die endliche He imkehr . i n s Reich und erkennen die 
wirtschaftliche Vereinigung als einen ersten wich­
tigen Schrit t . . W i r sind bereit Opfer zu ^bringen, 
aber .wir wollen uns nicht etwa nur als Las t dem 
im Reich geeinten .Volk aufdrängen. p , 

Seitdem ist durch das politische Geschehen die 
Problemat ik überwunden . und wir stehen . vollende­
ten Ta t sachen und mit ihnen gegebenen Aufgaben 
gegenüber. Nicht ob die Vereinigung, 'die vollzogen 
ist, wirtschaftliche Opfer kostet, ist noch die Frage , 
sondern es gilt .in der Wirtschaftsführung Mittel 
und Wege zu finden, durch die unvermeidliche 
Opfer auf ein M i n d e s t m a ß ' beschränkt bleiben 
können. Die Voraussetzungen für das Erkennen der 
richtigen Mittel und Wege zu erfüllen, fällt auch in 
den Bereich der Wirtschaftsforschüng. Das Inst i tut , 
dem "diese Aufgäbe überantworte t ist, hat- mit dem 
Gründsatz der • Wissenschaftlichkeit seiner Arbei t 
unbedingt- der Wahrhei t ' zu dienen und das heißt 
nichts- Geringeres als auch mit allem Erns t der U n ­
vermeidlichkeit gewisser j ,Opfer" ins Auge - zu 
blicken. Daß es bei solcher Zusammenschweißung 
mit Angleichung und- Ausgleichung von Volkswir t ­
schaftsgrundlagen zur Beeinträchtigung von Einzel­
interessen kommt,- ist nach dem Gang der Geschichte 
und insonderheit der Geschichte des deutschen Zoll­
vereines eine 1 geradezu als natürl ich zu bezeichnende 
Tatsache. Man vergißt_ allzuleicht, daß doch auch 
innerhalb des Zollvereines von einer Gleichartig­
keit der Besteuerung die längste Zeit überhaupt in 
keiner Richtung, äußer der durch den einheitlichen 
Zolltarif gegebenen, gesprochen werden konnte, ob­
g le ich-der Zollverein -die'-Gleichartigkeit der- Be­
steuerung des inneren Verbrauches von A n f a n g ' a n 
angestrebt—hatte;- ja die Dinge lagen geradezu so, 
daß der Zollverein sogar das Hemmnis für eine 
zeitgemäße • Ausgestal tung des Verbrauchssteuer­
wesens innerhalb seiner Vevtragsstaaten gewesen ist. 

Sofern sich nun beispielsweise in d e r ' A u ß e n -
• handelsgestaltu-ng die Vereinigung der Os tmark mit 
dem-:Reich nicht-überwiegend güns t ig auswirkt,* so 
ist -solchen Nächfeilen • gegenüber daran, zu-erinnern, 
da ; ß : die -Wirtschaft der O s t m a r k vor allem aus einer 

handeispplitisehen Ungewißhei t herausgerissen- wor ­
den is t , 'd ie b e i ' n u r einigermäßen auf1 e twas weitere 
Sicht . planenden Unternehmungen ein F a k t o r 1 war^ 
der die-Entschlußkraf t , ja "auch nur die Entsehluß-
möglichkeit '-der Unternehmungslei ter beeinf räc/hti-r 
gen mußte : Man vergesse nicht, daß; abgesehen von 
der .Zollunion • mit Deutschland, vier andere -An­
schluß lösungeri die Wirtschaftsplanung, namentlich 
jene der mit dem Außenhandel i rgendwie in Füh­
lung stehenden, Unternehmungen,- Sozusagen, be ­
drohten. Die Beseit igung dieser Unsicherheit , ist. un­
bedingt als erheblicher Gewinn für die Wirtschaft 
zu werten. 

Hinwiederum besteht dank der politischen Ver­
einheitlichung ein s tarker Bevölkefungswechsel mit 
dem Altreich, durch den sich, gleichfalls .ünver-, 
meidlich', ein Angleichungsprozeß .in den Einkomr 
men und damit eine Änderung in dem Einkömmens-
aüfbau einstellen muß. Bevölkerungsteile, .die an 
dieser E rhöhung des durchschnittlichen Einköm-
mensstandes nicht beteiligt sind, müssen, die Wi rkung 
der Erhöhung der • anderen Einkommen ungünst ig 
empfinden. '. ,..''":.:* 

W i r stehen in der Ostmark im Zusammenhäng 
damit vor einem besonders interessanten, aber auch 

besonders komplizierten und "schwierigen. 'Problem, 
wenn man sich, bewußt wird, ' in wie hohem Maße 
die'- E inkommenss t ruktur bestimmend is t für" die 
Geldwertgestal tung und für. die. Kaufkraf t 'der Währ 
rungseinheit. Besonders in te ressan t .da r f es genannt 
werden, wie. sich wieder die örtliche oder mindestens 
regionale Verschiedenheit des Geldwertes . in einem 
Ausmaße ' zeigt, das man innerhalb eines einheit­
lichen Währungsgebietes: -— freilich sehr... zu;•,Un­
recht — in weiteren Kreisen nicht für • möglich zu 
halten pflegt. Die E rk l ä rung der Unterschiede -des 
Preisniveaus und d i e Behandlung der .Aufgaben, die 
im Bereiche der Preispoli t ik zu ' lösen sind,, haben 
notwendigerweise auf diese Zusammenhänge Be­
dacht zu 'nehmen. -

D a ß die- Scnillingaüfwertung bei 'der Währungs-
vereinheit l ichung : nicht ohne Wirksamkei t 'gebl ieben 
ist, Hegt in der N a t u r dieser wirtschaftlichen'' Zu­
sammenhänge. Die Lehre G. F . K n a p p s' von- der 
Notwendigkeit der historischen Kont inui tä t in der 
Währüngsges ta l tung („das neue Zahlungsmittel hat 
stets einen rekurrenten Anschluß 'an das- "alte") 
mußte sich auch hier als richtig erweisen. Daß damit 
freilich ein' neuart iges Problem auftreten muBteyfür 
das' im "normalen Wirtschaftsleben a l l zuweh ig -Er -
fahrungen bestehen, darf nicht verkannt .werden. Das 
für , die Ostmark.neue. -Zahlungsmit te l , .die Reichs­
mark, hat te schon einen, zwar keineswegs vtestjp-s 
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einheitlichen, aber doch immerhin genügend be­
s t immten Geldwert (Kaufkraft) und doch hat sich 
innerhalb der Ostmarkwir tschaft eine Anpassung der 
Kaufkraf t des neuen Zahlungsmittels an die Kauf­
kraft des alten (Schilling) eingestellt, d. h. die von 
2 Schilling auf 3/2 Schilling vollzogene gesetz­
liche Ände rung seiner Geltung mußte die W i r k u n g 
haben, daß die Markpreise für gewisse Verkehrs­
bereiche als hoch empfunden werden, obgleich die 
Beträge, in denen die Wirtschaftsrechnung läuft, 
niedriger lauten als bisher. Es soll nicht verkannt 
werden, daß hier manche Interessen nachteilig ge­
troffen werden, daß wirtschaftliche Opfer mancher 
Einzelwirtschaft auferlegt sind. Aber Opfer zu 
br ingen wa r und mußte man bereit sein. Diese Be­
reitschaft steht auf demselben Blatte wie der Eh r ­
geiz der Ostmärker , nicht nur als ein Lastenkomplex 
in das Reich eingegliedert zu werden. 

Die Bilanz, mit der das Akt ivum der Os tmark-
Wir tschaf t nachgewiesen werden soll, ist verschie­
dentlich aufgestellt worden 1 ) und dieses Akt ivum 
kann sich wahrhaft ig sehen lassen. N u r scheint mi r 
auf einen sehr entscheidenden Fak to r in der Dynamik 
jeder, also auch der ostmärkischen Wirtschaf t bisher 
noch zu wenig Bedacht genommen zu sein: davon 
zum Schlüsse noch ein Wor t . 

Dieser Fak to r ist der Mensch und die Ost­
markbevölkerung besteht im wesentlichen aus dem 
Österreicher. Das ist nicht e twa in jenem Sinne zu 
verstehen, den das frühere österreichische System 
im Auge hat te , als es den Begriff des „österreichi­
schen Menschen" im Gegensatz zu dem deutschen 
Charak te r der Ostmarkbevölkerung zu prägen ver­
suchte. E s ist hier vielmehr n u r in dem Sinne ge­
sagt, wie es gerechtfertigt ist zu sagen, daß der 
Rheinländer wie der Ostpreuße, der Schwabe wie 
der Sachse auch in der Wirtschaf t ihre Stammes­
eigenart nicht verleugnen. E s hieße alle geopsychi-
schen Tatbes tände leugnen, wenn man nicht den 
seit eineinhalb Jahr tausenden festgesiedelten deut­
schen Stammen diese Eigenar t auch für das W i r t ­
schaftsleben zugestehen wollte, in dem es so reichlich 
auf die seelischen Energien ankommt. E s entspricht 
aber schlechthin der biologischen Auffassung des 
völkischen und gesellschaftlichen Seins, den Men­
schen in jeder Beziehung, also auch in seelischer 
Beziehung, nicht nur als P roduk t von Erbmassen, 
sondern auch als umweltsbest immt zu sehen und 
damit der Landschaft und dem Kl ima entsprechende 
Bedeutung für die Eigenar t des Menschen zuzu-

.*) Der Öffentlichkeit zugänglich am besten wohl in 
der Darstellung D. Gabriels in den Jahrb. f. Nationalökono­
mie, 147 Bd. 

erkennen. Das bedeutet für unsere Betrachtungen 
in zwei Bezeichnungen ein Doppel tes: 

1. E s heißt Schattenseiten in Kauf nehmen, 
wo Vorteile aus der Stammeseigenart für die W i r t ­
schaft gewonnen werden; 2. es wirkt sich wirtschaft­
lich das Os tmärker tum als historische Kategor ie so­
wohl in der Verbraucherwirtschaft als auch in der 
Erwerbswir tschaf t und insonderheit in der Produk­
tion aus . 

Wenn es zuzugeben ist, daß der Österreicher, 
wo es leicht geht, genußfreudig ist und seiner Ge~ 
mütss t immung Raum gibt, vers t immt (,,zwider") 
werden kann, wenn er verzichten soll, so muß auch 
nach der anderen Seite hin eingesehen werden •— 
und wer genau zusieht, kann es leicht beobachten —, 
daß die Lebensführung in der Os tmark doch reich­
lich bescheiden, ja dürf t ig ist, jedenfalls vielfach 
weit mehr als es volkswirtschaftlich und sozial­
politisch erwünscht ist. Ist die ostmärkische A r t in 
dem Bereich der Verbrauchs W i r t s c h a f t eigenartig, 
so ist es wohl auch nicht befremdlich, daß auch im 
Erwerbswirtschaft l ichen die Sonderar t irgendwie 
zur Geltung kommt. 

W a s nun -die Beurtei lung des Os tmärke r s als 
Arbei tskraf t anlangt, mag zugegeben sein, daß das 
Tempo, in dem im Durchschnit t vom österreichi­
schen Arbei ter in Österreich gearbeitet wurde, jenes 
der Arbeiterschaft im Norden Deutschlands wenig­
stens nicht erreicht. Es sei aber daran er innert , 
einmal, daß in der großen Wirtschaftsenquete von 
1926 bis 1930 im Arbeitsleistungsausschuß auch 
innerhalb des Altreiches ganz gewalt ige Spannungen 
im Arbeitszei tmaß festgestellt worden sind, daß 
aber anderersei ts auch die • Beobachtung gemacht 
wurde, daß dieses Kennzeichen weniger hoher Men­
genleistung durchaus nicht bloß auf die, die nach 
ihrer Abs tammung durch mehrere Generationen 
schon Österreicher waren, zutrifft, sondern daß sich 
auch die von jeher in beträchtlicher Zahl aus dem 
Altreich zugewanderten Arbeitskräfte nach einiger 
Zeit dem Arbeitstempo des Gebietes angepaßt haben. 
Es sind eben doch auch hierin Landschaft und 
Kl ima, oder um es mi t einem Wor te zu fassen, das 
Land , der Boden wirksam zu erkennen, der viel­
leicht doch auch wieder als Quelle des Musischen 
im Menschen gelten darf, wenn man etwa an Haydn , 
Mozart , Beethoven, Schubert, Brahms, Bruckner, 
S t rauß u. a. m. denkt. 

E s wäre aber nicht gerecht, wenn man gegen­
über dieser . e twa als quanti tat ives Leistungsdefizit 
gewerteten Erscheinung außer acht lassen würde, 
daß der österreichische Arbei ter für gehobenere 



Arbei tsverwendungen z. B. als Maschinenmeister, 
Monteur u. ä., im Altreich von jeher eine gesuchte 
Arbei tskraf t gewesen ist. 

Indem das Wiener Ins t i tu t für Wir tschaf ts­
und Konjunkturforschung ah seine großen Aufgaben 
herangeht, der Wirtschaftsführung der Os tmark .d ie 
Grundlagen zu erarbeiten, ist sich die Le i tung des 
Inst i tutes wohl bewußt, daß Wirtschaften eine 
Willensangelegenheit ist und daß gerade, weil das 
Wirtschaften ein Disponieren über knappe Mittel 
für Zwecke ist, der Wil le es ist, der die W i r t ­
schaftsentschließungen mit den politischen Zielen ver­
bindet und daß schon unter diesem Gesichtspunkte 
die Eigenar t der wirtschaftenden Menschen nicht 
unbeachtet bleiben darf, wenn die Erforschung der 
Wirtschaftsgrundlagen nicht Stückwerk bleiben soll. 

Wenn das Wiener . Inst i tut für Wir tschaf ts­
und Konjunkturforschung sich weiterhin die Dar ­
stellung und Erforschung der Beziehungen Groß­
deutschlands zu den südosteuropäischen Ländern 
zur Aufgabe gesetzt hat, so wi rd es dabei immer im 
Auge behalten, daß die Os tmark vor allen anderen 
deutschen Gauen durch natürliche wie historische 
Faktoren dazu vorherbest immt ist, die Brücke 
zwischen dem großdeutschen Raum u n d dem Süd­
ostraum zu sein. E s darf auch hier nicht ver­
gessen werden, welche große Bedeutung auf die 
Dauer der menschlichen Seite der Beziehungen 
zwischen verschiedenen Wirtschaf£svölkern zu­
kommt. Vielleicht kann die Os tmark gerade auf 
diesem Gebiet ein besonders wertvolles Akt ivum in 
die gesamtdeutsche Wirtschaft einbringen. 
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